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Bericht über die Delegation bei der
parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2014)

Sprachen

Am 18. Mai 2015 wurde den aussenpolitischen Kommissionen der jährliche Bericht über
die Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF)
vorgelegt. Sowohl der Stände- als auch der Nationalrat kamen dem Vorschlag der
Kommissionen entgegen und nahmen den Bericht stillschweigend zur Kenntnis. 
Seit Oktober 1989 vertritt die Schweizer Sektion die Bundesversammlung in der APF und
stellt somit eine der aktuell 81 Sektionen der interparlamentarischen Organisation. Die
APF reflektiert und bezeugt, nebst ihrer Funktion als Konsultativorgan des sogenannten
"Frankophonie-Gipfels" (Konferenz der Staats- und Regierungschefs frankophoner
Länder), auch die Vielvölkerkultur in der Frankophonie. 
Ständerat Didier Berberat (sp, NE) betonte explizit, dass die Delegation, auch wenn sie
sich grundsätzlich aus frankophonen Parlamentsmitgliedern zusammensetze, –
innerhalb des Netzes von über 60 Ländern aus fünf Kontinenten – stets die Vertretung
gesamtschweizerischer Interessen vor Augen habe und die Schweizer Vorschläge in den
internationalen Gremien auch auf grosse Akzeptanz stiessen. 
Der Fokus der Schweizer Delegation liege schon seit einigen Jahren auf den
Themengebieten der Bildung und der Gesundheit. Auf grosses Interesse stosse hierbei
das für die Schweiz spezifische duale Bildungssystem, welches zwar aufgrund
unterschiedlicher Rahmenbedingungen nicht Eins zu Eins in den anderen Ländern
übernommen werden könne, aber schon erste Projekte der Zusammenarbeit aufzeige.
Ebenfalls im Bereich der Bildung konzentriere man sich speziell im Rahmen des
RESCIF-Projekts auf Online-Kurse, welche dabei helfen sollen, besonders in
Schwellenländern die Qualität der Hochschulbildung zu steigern. Auf dem Gebiet der
Gesundheit engagiere sich die Delegation insbesondere gegen die benachteiligende
Gesetzgebung für bestimmte Risikogruppen im Kampf gegen HIV/Aids, um diesen
Gruppen den Zugang zu lebenswichtigen Dienstleistungen zu vereinfachen. Diese drei
Themen werden sodann auch Gegenstand der 41. Plenarsitzung sein, welche in Bern
stattfinden wird. 1

BERICHT
DATUM: 20.01.2015
MELIKE GÖKCE

41. Parlamentarische Versammlung der
Frankophonie (APF)

Sprachen

Vom 06.–10. Juli 2015 fand in Bern die 41. Parlamentarische Versammlung der
Frankophonie (APF) statt. Rund 300 Parlamentsmitglieder aus verschiedenen Ländern
tauschten sich in diesem Zeitraum über die parlamentarische Demokratie aus. Die
Schweizer Delegation – mit zehn eidgenössischen Parlamentsmitgliedern vertreten –
konnte unter der Führung von Christian Levrat (sp, FR) als Gastgeber die Tagesordnung
bestimmen. Im Fokus standen hierbei die Vorteile des dualen Berufsbildungssystems in
der Schweiz, die Möglichkeit der Fernausbildung via Internet und die Aids-Prävention
unter Risikogruppen; alle drei Bereiche zählen zu den Kernkompetenzen der Schweiz.
Die Versammlung als solche kann keine verbindlichen Beschlüsse fassen, die
verabschiedeten Resolutionen in diesen Themenbereichen können aber den jeweiligen
Regierungen vorgelegt werden. Das eigentliche Ziel der Veranstaltung liege laut Levrat
aber darin, sich über konkrete Probleme auszutauschen und konkrete Lösungen zu
erörtern. Nicht zuletzt sei das aufgebaute Netzwerk, besonders bezüglich Kandidaturen
der Schweiz bei UNO-Funktionen oder Standortwahlen von internationalen Gremien,
von grosser Bedeutung. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.07.2015
MELIKE GÖKCE
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Bericht über die Delegation bei der
parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2015)

Sprachen

In der Sommersession 2016 legten die aussenpolitischen Kommissionen sowie die
Delegation der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) beiden Räten
wiederum den Jahresbericht vor. Der Bericht wurde von beiden Räten zur Kenntnis
genommen.
Der vorgelegte Bericht fokussierte auf die 41. Plenarsitzung, welche im Juli 2015 unter
dem Thema "Förderung des Zugangs zu einer qualitativ guten Ausbildung für alle: eine
vorrangige Herausforderung für die Frankophonie" in Bern stattgefunden hatte. Für
Christian Levrat (sp, FR) als Vertreter der Kommission war Bern insofern ein
Veranstaltungsort von grosser Bedeutung, da er nicht nur eine Verbundenheit der
französischsprechenden, sondern der gesamten Schweiz mit der APF aufzeige. Die
Schweiz als Gastgeberland konzentrierte ihre Zielerläuterung auf ihre
Kernkompetenzen, wobei sie die Gastländer ebenfalls ersuchte, ihre Massnahmen in
den entsprechenden Bereichen zu erläutern. Diese seien zum Einen im Bereich des
dualen Bildungssystems, insbesondere in der Verbesserung der Berufsbildung, und dem
Ausbau des Fernunterrichts in Form von Online-Studiengängen (MOOCs) festzulegen.
Zum Anderen – auch als persönlicher Effort von Christian Levrat  – sei die Förderung
der Menschenrechte in Bezug auf die Bekämpfung von HIV/Aids in den Mitgliedsländern
hervorzuheben. Dies soll mit einem gesonderten Fokus auf die Frage der
Homosexualität und deren Thematisierung in diesen Ländern geschehen. Das Résumé
der Schweizer Delegation fiel durchwegs positiv aus, zumal sie die Gelegenheit nutzen
konnte, einen zusätzlichen Ausbau ihres Beziehungsnetzes anzugehen. 3

BERICHT
DATUM: 15.06.2016
MELIKE GÖKCE

Bericht über die Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2016)

Sprachen

Wie alle Jahre wieder legten die beiden Aussenpolitischen Kommissionen ihren Räten
den Jahresbericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (APF) zur Kenntnisnahme vor – und wie alle Jahre wieder kamen diese
dem Anliegen stillschweigend nach. Die Grundanliegen der Schweizer Sektion zielen im
Wesentlichen auf die Themenbereiche Kultur, Bildung, Gesundheit und Schutz der
Menschenrechte und dienen als solide Grundlage für den internationalen
Erfahrungsaustausch mit anderen Delegationen – so auch wieder im Jahr 2016. Der
Bericht resümiert die unterschiedlichen Tätigkeitsfelder der Delegation und gibt
Erläuterungen zu den verschiedenen Tagungen und Konferenzen. Nebst diversen
regionalen und nationalen Anlässen stand auch wieder der wichtigste Anlass der APF –
die Jahrestagung – auf der internationalen Agenda. Vom 8. bis 12. Juli trafen sich
Parlamentarierinnen und Parlamentarier der unterschiedlichen Mitgliedsländer unter
dem Motto „Gemeinsames Wachstum und verantwortungsbewusste Entwicklung:
Bedingungen für Stabilität in der Welt und im französischsprachigen Raum“ auf
Madagaskar und bemühten sich um die Sensibilisierung für ihre diversen Anliegen. Die
Schweiz brachte sich indes mit vier wichtigen Anliegen ein, welche im Wesentlichen
dem Schwerpunktthema des Menschenrechtsschutzes zuzuordnen sind: Prävention von
gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Umsetzung des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau in der Schweiz und den Datenschutz und Schutz der
Privatsphäre im frankophonen Raum. Gesamthaft betrachtet schliesst die Delegation
ihren Bericht mit grosser Zufriedenheit über die zahlreichen erfolgreich lancierten
Arbeiten und fühlt sich in ihren Bestrebungen, als ein unbestritten wichtiges Mitglied
der Organisation wahrgenommen zu werden, bestätigt. Die Aufgabenfassung für das
Jahr 2017 wird sich wiederum vermehrt der Zusammenarbeit zwischen Schweizer
Bildungseinrichtungen und Hochschulagenturen der Frankophonie annehmen, aber
auch eine Grundsatzdebatte zum Thema Migration aufgreifen. 4

BERICHT
DATUM: 12.06.2017
MELIKE GÖKCE

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 3



Bericht über die Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2017)

Sprachen

In der Sommersession 2018 eröffneten die APK-NR und APK-SR neuerlich beiden Räten
den Bericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
(APF) zur Kenntnisnahme und auch in diesem Jahr kamen die Räte dieser Bitte
diskussionslos nach.
In Vertretung der Ständeratskommission führte Christian Levrat (sp, FR) seine
Erläuterungen – im Wissen um die wiederkehrenden Diskussionen um den Nutzen der
APF – mit der Hervorhebung der besonderen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Anziehungskraft dieser Organisation an. So habe sie sich seit Anfang der
90er Jahre erheblich um Länder aus Mittel- und Osteuropa, Asien und dem Nahen
Osten erweitert und biete den meisten Mitgliedsstaaten ein nützliches Tor
insbesondere zur afrikanischen Politik. Gerade der afrikanische Kontinent ist auch im
Themenfokus der Schweizer Delegation stark repräsentiert, wie sich aus den
verschiedenen Tätigkeitsfeldern schliessen lässt. Nicht zuletzt am wichtigsten
Organisationsanlass, der Jahrestagung, die im Berichtsjahr zum 50.
Organisationsjubiläum unter dem Motto «Diversité linguistique, diversité culturelle,
identité(s)» vom 06.–11. Juli in Luxemburg stattfand, referierten und konsolidierten die
Schweizer Abgeordneten ihre thematischen Schwerpunkte: Prävention von
gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Schutz der Mehrsprachigkeit, Bekämpfung des
grenzüberschreitenden Handels mit Frauen und Kindern sowie Schutz der persönlichen
Daten im frankophonen Raum. Besonders die drei erstgenannten Punkte seien im
Berichtsjahr von grosser Bedeutung gewesen, wie Levrat betonte. Im Rahmen der
Frankophonie habe man sich an internationalen Diskussionen über die Reaktion auf den
Terrorismus beteiligt und habe hierbei versucht, weg von der Methode der
Kriminalisierung von Terroristen, hin zu einem ganzheitlichen Ansatz mit spezifischen
präventiven Elementen überzugehen. Diese könnten Massnahmen zur Stärkung der
Menschenrechte beinhalten oder auf die Stärkung von Entwicklungsprogrammen in
fragilen Kontexten ausgerichtet sein. Auf Anregung von Ständerätin Anne Seydoux-
Christ (cvp, JU) habe man auch besondere Bestrebungen zur Abschaffung der
Todesstrafe im frankophonen Raum forciert. Derzeit sei die Todesstrafe in 55 der 79
Mitgliedsstaaten der Frankophonie abgeschafft und in 14 weiteren Staaten zwar noch
gesetzlich verankert, aber seit mindestens zehn Jahren nicht mehr angewendet
worden. Trotz grosser Fortschritte in diesem Bereich blieben noch immer einige
«dunkle Flecken» und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier, insbesondere aus
dem Umfeld solcher Staaten, spielten eine wichtige Rolle im Fortschritt zur
Abschaffung der Todesstrafe. Hinsichtlich des Schutzes der Mehrsprachigkeit habe
Nationalrat Reynard (sp, VS) im Rahmen der Jahrestagung den Fokus auf die
verschiedenen Kulturräume, die mit den vier Landessprachen und den Sprachen der
Einwanderinnen und Einwanderer entstünden und die die Besonderheit der Schweizer
Mehrsprachigkeit ausmachten, sowie auf die Tatsache, dass mehr als die Hälfte der
Schweizerinnen und Schweizer regelmässig zwei Sprachen gebrauchten, gesetzt. Die
Mehrsprachigkeit sei ein Willensakt und müsse gepflegt und weiterentwickelt werden,
wie Reynard auch im Bericht paraphrasiert wurde. Auch wenn die Minderheitssprache
Französisch in der Schweiz aufgrund rechtlicher Grundlagen geschützt sei, müsse die
französischsprachige Minderheit regelmässig für ihre Gleichbehandlung einstehen;
nicht zuletzt auch, weil die Hegemonie des Englischen im Bereich der Wissenschaft und
Forschung im grossen Gegensatz zur Mehrsprachigkeit stehe.
Nebst den internationalen Verhandlungen setzte sich die Delegation im Berichtsjahr
auch mit internen Themen auseinander wie beispielsweise der Festlegung der Werte
und Positionen der Frankophonie, der Zusammenarbeit zwischen Bildungsinstitutionen
der Frankophonie und Schweizer Hochschulen, der Unabhängigkeit der Medien im
frankophonen Afrika oder der Aktivität der Schweiz zur Unterstützung der
Berufsbildung in den Ländern des Südens. Der Bericht schliesst mit der Erkenntnis,
dass die APF eine wichtige Kontaktstelle zur Bundesversammlung darstelle und
insbesondere im Dialog mit den afrikanischen Vertreterinnen und Vertretern von
höchster Bedeutung sei – nicht zuletzt auch, weil Afrika als Ganzes längerfristig immer
mehr an Bedeutung in der Organisation gewinnen werde. 5

BERICHT
DATUM: 14.06.2018
MELIKE GÖKCE
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Bericht über die Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2018)

Sprachen

Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Räte und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.
Während die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsführung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
)nationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, über das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen können – so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.–10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements à
l’ère du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zählten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persönlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen ergänzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Präsident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Süd-
Gefälle: Während man sich in den Nordländern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemühen solle, stehe für die Südländer die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Während weltweit über 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren – so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
Haushalten entstünden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jährlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Südländern gebe: Während man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens für Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Länder
miteinander verglichen werden, um zielführende Massnahmen ergreifen zu können. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Gerüchte, dass Frankreich seine Beiträge an den Sender deutlich kürzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberländer stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Ständerat Levrat (sp, FR) eine Resolution präsentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei für
die Mitgliedsländer insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender übertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch für die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zugänglich gemacht würden.
Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Prävention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtseröffnung im
Ständerat u.a. auch grossen Wert auf die Erläuterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des früheren
APF-Präsidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rücksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF für die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis gekommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.

BERICHT
DATUM: 21.06.2019
MELIKE GÖKCE
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Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle für die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogförderung mit den afrikanischen
Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen würden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer für die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde. 6

Bericht über die Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2019)

Sprachen

In der Herbstsession 2020 nahmen beide Räte den Tätigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) für 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstätigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsführung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.–9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.
Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte – wie
auch schon im Jahr zuvor – beim grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persönlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergänzend das Engagement
für die Selbstbestimmung der Völker und für die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Prävention von gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen für die APF auch einige Änderungen an. Nach der Eröffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich
für die nächsten vier Jahre neu zusammensetzen würde. Unter anderem übernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspräsidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Präsidium der Kommission für
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Ständerat Didier Berberat (sp, NE) an Ständerat Christian Levrat
(sp, FR) übergeben. Eine wesentliche Änderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Räte gewährten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden für das Generalsekretariat der APF. 
Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas für die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevölkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens dürfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Französischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
möglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jährliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks für die Bekämpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor. 7

BERICHT
DATUM: 17.09.2020
MELIKE GÖKCE
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Bericht über die Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der
Frankophonie (2020)

Sprachen

In der Sommersession 2021 nahmen beide Räte stillschweigend den Bericht der
Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie für das Jahr
2020 zur Kenntnis. Im Bericht wurde dargelegt, dass die Corona-Pandemie in diesem
Jahr auch die Arbeit der APF beeinträchtigt habe. So brachten annullierte Treffen – so
etwa die Jahrestagung im Juli 2020 in Rabat – und deren plötzlich nötige Digitalisierung
die Arbeiten der Frankophonie-Versammlung während einiger Monate ins Stocken.
Auch thematisch war die APF mit der Gesundheitskrise beschäftigt, wodurch die
Behandlung nicht-prioritärer Dossiers zu Gunsten dringender Probleme in Folge der
Pandemie verschoben wurde.
Ein wichtiger Schwerpunkt war gemäss Bericht die Bildungskrise. Zu den grössten
diesbezüglichen Herausforderungen zählten die digitale Kluft zwischen den
frankophonen Staaten, die Anpassung des Unterrichts an die Pandemie sowie deren
Auswirkungen auf das Wohlergehen der Kinder. Insbesondere für Mädchen führten die
neuen Umstände zu «besorgniserregenden Ungleichheiten», die teils bis zu
Unterernährung, Ausbeutung und körperlicher sowie psychischer Gewalt geführt hätten
– so der Bericht.
Auch mit den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf die Bekämpfung von HIV,
Tuberkulose und Malaria, hatte sich das Parlamentariernetzwerk im Jahr 2020
beschäftigt. Die Fortschritte der letzten Jahre in der Bekämpfung dieser Krankheiten
seien auf Grund der Covid-19-Pandemie ernsthaft in Gefahr geraten. Im Bericht wurde
aufgeführt, dass sich nach Schätzungen von Internationalen Organisationen die Zahl der
Todesfälle durch HIV, Tuberkulose und Malaria in Zukunft verdoppeln könnte. Dies sei
auf die Überlastung der Gesundheitssysteme, auf Unterbrüche von Behandlungen und
Präventionsprogrammen sowie auf die alternative Verwendung der sonst schon
knappen personellen, logistischen und finanziellen Ressourcen zur Bekämpfung der
Covid-19-Pandemie zurückzuführen. Durch diese Umstände seien unter anderem eine
Erhöhung der verfügbaren Mittel sowie eine Anpassung der Programme zur Bekämpfung
dieser drei Krankheiten an die derzeitige Gesundheitskrise unbedingt nötig. In diesem
Zusammenhang forderten die Mitglieder des Parlamentariernetzwerks einstimmig eine
breite und gerechte Verteilung der Covid-19-Impfstoffe. Eine sehr kleine Zahl an
Ländern – unter ihnen die reichsten der Welt – hätten sich bereits mehr als die Hälfte
der erwarteten Impfdosen gesichert. Auf Grund dieser Ungleichheit erliess das
Netzwerk sodann eine Erklärung mit der Forderung, «dass die Covid-19-Impfstoffe
sowie das entsprechende Test-, Schutz- und Behandlungsmaterial gerecht an alle
Länder verteilt werden». Damit einhergehend forderte das Netzwerk, dass die Covax-
Initiative der WHO, welche das Ziel verfolgte, ca. 2 Mrd. Impfdosen zu beschaffen, um
bis Ende 2021 mindestens 20 Prozent der weltweiten Bevölkerung impfen zu können,
durch die vorübergehende Aufhebung des geistigen Eigentums der Covid-19-
Impfstoffe unterstützt werden müsse.
Ein weiteres alljährliches Thema waren die Lebensmittelverluste und die
Lebensmittelverschwendung in den APF-Staaten. Die Pandemie habe die Problematik
weiter in den Vordergrund gerückt; auf der einen Seite stehen viele Länder vor grossen
Ernährungsherausforderungen auf Grund von Störungen in den Lieferketten sowie der
Lockdown-Massnahmen. Auf der anderen Seite habe die Verschwendung auf Grund der
Panik in der Bevölkerung nach Bekanntgabe der entsprechenden Massnahmen und der
plötzlichen Schliessung der Gastrobetriebe zugenommen, wie im Bericht hervorgeht.
Nationalrat Jean-Pierre Grin (svp, VD) präsentierte im Juni 2020 seinen Entwurf einer
Resolution zu dieser Thematik, mit der ihn die APF im Jahr 2019 beauftragt hatte. Darin
forderte er die Staaten und Regierungen des frankophonen Raums auf, die
Lebensmittelverluste und -verschwendung über die ganze Lebensmittelkette hinweg
einzudämmen, und ermutigte die Parlamentarierinnen und Parlamentarier dazu, ihre
nationalen Parlamente für diese Problematik zu sensibilisieren. Die zuständige
Kommission für Zusammenarbeit und Entwicklung der APF nahm den Entwurf
einstimmig an. Ausserdem einigte sich die Kommission darauf, so schnell wie möglich
ein Partnerschaftsabkommen mit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) abzuschliessen.
Den letzten Themenschwerpunkt stellten die Auswirkungen der Pandemie auf die
frankophonen Parlamente dar, verursacht durch die «nie dagewesenen institutionellen
Umbrüche[...]». Die Kommission für parlamentarische Fragen und die politische
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Kommission der parlamentarischen Versammlung erteilten Laurent Wehrli (fdp, VD) von
der Schweizer Delegation den Auftrag, einen Bericht auszuarbeiten, der die
Auswirkungen der Gesundheitskrise auf das Gleichgewicht der Machtverteilung
zwischen Regierungen und Parlamenten und auf die Entscheidungsverfahren
untersucht. Im Jahr 2021 will der Schweizer die ersten Ergebnisse der Analyse, die er
noch im November 2020 startete, verkünden. 8
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